
 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 6. Mai 2014  
 
 
 Nr. A 159/2013 
 

Auftrag Fraktion FDP.Die Liberalen: Strukturelle Überprüfung der Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten im Sozialwesen (gesetzliche Sozialhilfe) zwischen Kanton und Ge-
meinden    
  

Der Kantonsrat von Solothurn beschliesst: 
 
Der Auftrag „Strukturelle Überprüfung der Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Sozialwesen 
(gesetzliche Sozialhilfe) zwischen Kanton und Gemeinden wird erheblich erklärt. 
 
1. Der Regierungsrat wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem VSEG im Verlaufe der Legis-
latur 2013-2017 ein zeitgemässes Revisions- und Aufsichtskonzept für den Vollzug des Lasten-
ausgleichs Sozialhilfe zu implementieren. 
Der Regierungsrat wird beauftragt, § 93 der Sozialverordnung zu revidieren und dabei die 
Ausnahmebestimmungen in den Bereichen Sanktionsrahmen, situationsbedingte Leistungen 
(inkl. Anreizsystem), Leistungen an Jugendliche und junge Erwachsene sowie Vermögensfrei-
betrag zu erweitern. 

2. Der Regierungsrat wird beauftragt, im Rahmen der Überarbeitung der Sozialgesetzgebung 
die Schaffung eines unabhängigen Revisionsorgans zu prüfen, welches mittels Rechenschafts-
bericht die Beratungsleistungen der regionalen Sozialdienste bzw. die Fallführungen (Fallper-
formance; Länge der Unterstützungsperioden, Fallabschlussfristen etc.) in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht beurteilt. Es dürfen dadurch jedoch keine Doppelspurigkeiten entste-
hen. 

3. Das Berichts- und Abrechnungswesen der regionalen Sozialdienste ist zu harmonisieren, da-
mit ein aussagekräftiges Benchmarking aufgebaut werden kann. In diesem Zusammenhang 
sind die notwendigen IT-Strukturen zu schaffen, damit ein regions- und kantonsübergreifen-
des Fallführungs-Informationssystem aufgebaut werden kann. 

4. Der Kanton wird beauftragt, im Rahmen der Revision der Sozialverordnung klare, kantons-
weite Fallführungsstandards vorzugeben. Im Bereich der Intake-Strukturen sowie der Über-
prüfung der Subsidiarität sind definierte Vorgaben zu erfüllen, damit eine Entlastung der ge-
setzlichen Sozialhilfe erreicht werden kann. Die Nichteinhaltung dieser Vorgaben durch regi-
onale Sozialdienste muss im Rahmen der Lastenausgleichskonzeption entsprechend berück-
sichtigt werden. 

5. Im Rahmen der Revision der Sozialverordnung sind Anreize zu schaffen, damit die Klienten 
möglichst rasch wieder in die Selbständigkeit bzw. in die finanzielle Unabhängigkeit entlas-
sen werden können. 

 
 
Im Namen des Kantonsrats 
Peter Brotschi Fritz Brechbühl 
Präsident Ratssekretär 
 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 
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Verteiler 

Departement des Innern 
Aktuarin Sozial- und Gesundheitskommission 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste (1006/2014)    


